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Die Presse: Die Industrie leidet,
Energie ist teuer. Welche Re-
formen braucht Deutschland?
Hans-Werner Sinn: Deutschland
muss diese ideologische Hinwen-
dung zur globalen Vorreiterrolle bei
der Klimapolitik überdenken. Die
Vorstellung war: Wir kriegen die
Energie umsonst, weil die Sonne
keine Rechnung schickt, und können
die grünen Techniken dann auch
noch exportieren. Nichts von beidem
hat auch nur annähernd gestimmt.
Deutschland hat so ziemlich die
höchsten Stromkosten der Welt. So-
larpaneele und andere Technologien
werden in China produziert.

Bei Öl und Gas ist man von ein-
zelnen Weltregionen abhängig.
Der Irankrieg und steigende Öl-
preise zeigen, was das bedeutet.
Sollte man nicht noch mehr auf
grüne Stromquellen setzen?
Die Volatilität fossiler Brennstoffe ist
trotz der Sperrungen in der Straße
von Hormuz um ein Vielfaches ge-
ringer als die Volatilität der sehr wet-
terabhängigen Wind- und Sonnen-
energie. Und das Gas werden wir ja
auch gar nicht los, wenn wir in Wind-
und Sonnenstrom gehen. Im Gegen-
teil. Wir brauchen Gaskraftwerke,
die schnell hoch- und runtergefahren
werden können, um die extremen
Schwankungen des Wind- und Son-
nenstroms auszugleichen. Die grüne
Energie funktioniert nicht ohne kom-
plementäre Gaskraftwerke. Unter
den fossilen Energiequellen hat
Deutschland seit der deutschen Ver-
einigung nur den Gasverbrauch ver-
mehrt, und das sogar sehr deutlich.
Das lag am Ausbau der grünen Ener-
gien. Der deutsche Weg, auf von den
Gaskraftwerken unterstützten
grünen Strom zu setzen, hat uns ab-
hängig von Putin gemacht und dop-
pelte Fixkosten erzwungen. Oben-
drein haben wir auch noch unsere
Atomkraftwerke abgeschaltet.

Vor nicht allzu langer Zeit galt
Deutschland als Wirtschafts-
motor in Europa, inzwischen
gilt das Land als Sanierungsfall.
Kann Deutschland seiner wirt-
schaftlichen Führungsrolle in
Europa so gerecht werden?
Wir büßen unsere Führungsrolle
nicht so schnell ein, anderen Län-
dern geht es ja auch nicht besser.
Frankreich hat trotz der billigen
Atomenergie gravierende Probleme,
es ertrinkt ja bald in seinen Schulden.
Aber wir werden unserer Führungs-
rolle nicht gerecht.

Auch die deutsche Budgetdis-
ziplin war einmal. Deutschland
will jetzt auch sehr viele
Schulden aufnehmen und damit
seine Aufrüstung finanzieren…
…das ist auch die einzige Rechtferti-
gung, dass man damit aufrüstet. Das
größte europäische Land muss auch
die größte konventionelle Streit-
macht in Europa finanzieren. Die
notwendigen Mittel sind durch die
Änderung des Grundgesetzes im
letzten Jahr in Bewegung gesetzt

worden. Bundeskanzler Friedrich
Merz hat die Schuldenbremse prak-
tisch beseitigt. Man hätte die Aufrüs-
tung aber auch anders finanzieren
können, zum Beispiel über höhere
Abgaben oder durch Einsparungen
andernorts. Aber die Aufrüstung ist
notwendig. Besser kommt sie mit der
Verschuldung als gar nicht.

Ganz Europa muss aufrüsten,
nicht nur Deutschland. Sie
schlagen ein europäisches Ver-
teidigungsbündnis vor. Warum
nicht einfach der EU ein Budget
geben und die Verteidigung an
Brüssel delegieren?
Die EU kann ein solches Budget nicht
sinnvoll verwalten. Die Einstimmig-
keit, die in Verteidigungsfragen nötig
ist, würde die europäische Streit-
macht blockieren. Auch ansonsten
ist die EU viel zu kompliziert, als dass
sie das machen könnte. Außerdem
muss die Tür für europäische
Länder, die nicht in der EU sind,
offen stehen. Ich plädiere für die
Gründung eines Europäischen
Bundes. Wir brauchen ein europäi-
sches Verteidigungsparlament, eine
Verteidigungsregierung und ein von
dieser Regierung ernanntes Ober-
kommando. Dieses Oberkommando
würde das Beschaffungswesen über-
nehmen und die Vielfalt inkompa-
tibler Systeme dramatisch verrin-
gern. Es muss ein politisches Macht-
zentrum entstehen, das unabhängig
von den Nationalstaaten und auch
von der EU ist. Bei der Europäischen
Zentralbank ist das auch gelungen.

Wie soll dieser Bund finanziert
werden?
Nicht über gemeinsame Verschul-
dung. Die europäischen Nato-Länder
könnten zum Beispiel die Mittel, die
sie laut Nato-Beschlüssen ohnehin

bereitstellen müssen, dem europäi-
schen Bund zur Verfügung stellen.
Die EU verschuldet sich jetzt für 150
Milliarden Euro und gibt Kredite an
die Einzelstaaten weiter. Damit wird
die Ineffizienz des europäischen Be-
schaffungswesens zementiert.

Militärausgaben sind oft keine
produktiven Investitionen, die
das Wachstum dauerhaft er-
höhen. Ist nicht nachvoll-
ziehbar, dass Staaten versuchen,
über nationale Beschaffung
einen Teil der Wertschöpfung
im eigenen Land zu halten?
Nachvollziehbar und doch falsch.
Nehmen wir an, jeder rüstet für sich
selbst auf, vielleicht mit ein bisschen
Koordination durch die EU. Wenn in
ein paar Jahrzehnten aber der
Frieden in Europa vielleicht nicht
mehr so stabil ist, haben die Antago-
nisten die Möglichkeit, sich gegen-
seitig wieder die Köpfe einzu-
schlagen. Das führt uns in die Vergan-
genheit zurück. Ich kann nur davor
warnen, diesen Kurs zu verfolgen.
Wir müssen Beschaffung und Ober-
kommando zentralisieren, das
würde auch die Abschreckungskraft
Europas sofort erhöhen.

Der Bund klingt ein bisschen
wie eine Alternative zur Nato…
…nein, er muss in die Nato integriert
bleiben. Die Nato bleibt sehr wichtig.
Ein Europäischer Bund würde der
Asymmetrie entgegenwirken, dass
derzeit 50 amerikanische Staaten
durch eine Stimme repräsentiert
sind, die Europäer in der Nato aber
alle für sich selbst sprechen und des-
halb wenig zu sagen haben.

Sollte das Vereinigte Königreich
auch Teil des Bundes sein?
Ja. Das Vereinigte Königreich ist einer
der wichtigsten militärischen Ak-
teure in Europa und gehört mit ins
Boot. Auch Norwegen gehört
dorthin, denn die lange Küste würde
andernfalls ganz Europa gefährden.

Und was ist mit Ländern wie Ös-
terreich. Das Land ist neutral
und nicht Teil der Nato, würde
aber noch stärker von der euro-
päischen Beistandspflicht profi-
tieren, wenn sich der Rest Eu-

ropas zu einem Europäischen
Bund zusammenschließt…
…die Möglichkeit der Trittbrettfah-
rerei gibt es immer. Die Länder nahe
den Krisengebieten, und dazu gehört
auch Österreich, haben ein Eigenin-
teresse sich zu schützen. Das sollte
sich in Form einer aktiven Beteili-
gung an der Abwehr statt in Form
einer fortgesetzten Abstinenz zeigen.
Österreich sollte seine Neutralitäts-
politik aufgeben, wie es auch die nor-
dischen Staaten getan haben. 

Frankreich würde sich vermut-
lich zieren. Helmut Kohl gelang
es damals auch nicht, die militä-
rische Union umzusetzen…

Frankreich sollte mitmachen, aber
der Europäische Bund ist ein Klub
der Willigen. Auch ohne Frankreich
wäre man in einem Europäischen
Bund stärker als jetzt. Helmut Kohl
und François Mitterrand verhan-
delten damals über eine Währungs-
union und eine Verteidigungsunion.
Deutschland sollte seine Währung
einbringen, Frankreich seine nu-
klearen Streitkräfte. Mit der deut-
schen Wiedervereinigung änderte
sich die Lage, und Mitterrand be-
zahlte die Sozialisierung der D-Mark
mit seiner Unterschrift unter die
Zwei-Plus-Vier-Verträge statt mit der
Sozialisierung der Force de Frappe.
Das ist der entscheidende Grund
dafür, dass Europa vor Russlands Ag-
gression so viel Angst haben muss.

Die größte militärische Bedro-
hung ist Russland. Wirtschaft-
lich und geopolitisch ist China
aber die größere Herausforde-
rung für Europa.
Militärische Stärke bedeutet auch po-
litische Stärke. Wir brauchen eine
politische Union in Europa, auch um

gegenüber China und Amerika ein
Gegengewicht zu bilden. Das ist his-
torisch überfällig. Wir sollten damit
nicht warten, bis es irgendwo knallt.

Sie sagen, eine politische Union
sei historisch überfällig. Ist es in
Wahrheit nicht schon zu spät? In
vielen Ländern sind europas-
keptische Parteien auf dem Vor-
marsch.
Ich glaube, sie ist nicht nur realis-
tisch, sondern für die Parteien der
Mitte die einzige Chance, um ein
überzeugendes Alternativmodell auf
den Tisch zu legen. Die Wähler
werden sich dann schon überlegen,
ob sie den Weg der Schutzlosigkeit
gehen wollen und aus einer Position
der Schwäche mit Russland verhan-
deln wollen. Oder ob sie das nicht
lieber aus einer Position der Stärke
heraus tun wollen.

Dass die Amerikaner nach
Trump wieder zur Schutzmacht
Europas werden, halten Sie also
für ausgeschlossen?
Die USA haben kein Interesse an
einem wirklichen Frieden in Europa.
Sie wollen verhindern, dass ir-
gendwo in der Welt ein Wirtschafts-
raum entstehen kann, der so groß
und mächtig ist, dass er zu einem
ernstzunehmenden Rivalen werden
könnte. Die Wolfowitz-Doktrin von
1992 gilt noch immer.

Wobei die Politik der Trump-Ad-
ministration die USA interna-
tional eher schwächt als stärkt.
Mit Zöllen hat man Verbündete
vergrault. Und die US-Schulden
laufen aus dem Ruder. US-An-
leihen galten lange als sicherer
Hafen, inzwischen müssen auch
die USA spürbare Risikoauf-
schläge zahlen…
…Amerika hat jahrzehntelang über
seinen Verhältnissen gelebt. Die Im-
porte, die den Lebensstandard aus-
gemacht und die Malls gefüllt haben,
hat man mit Schuldscheinen bezahlt
anstatt mit Exporten. Herausge-
kommen ist eine astronomische
Netto-Auslandsposition von minus 27
Billionen Dollar oder 71 Prozent der
Wirtschaftsleistung. Das sind die Net-
toschulden der amerikanischen
Volkswirtschaft, also nicht nur des
Staates, sondern aller Sektoren zu-
sammengenommen. Auch die Privat-
haushalte haben lange über ihre Ver-
hältnisse gelebt.

Kann das auf Dauer gut gehen?
Nein, das haben Trumps Berater ja
auch erkannt. Deshalb sein Interesse
an den Bodenschätzen der Welt und
sein Verlangen nach einer finan-
ziellen Entlastung durch die Euro-
päer.

Interview. Ökonom
Hans-Werner Sinn will
Europas Verteidigung
neu ordnen.
Österreich soll seine
Neutralität aufgeben,
Europa eigenständiger
werden. Sinn plädiert
für ein neues
europäisches Bündnis.

„Österreich sollte Neutralitätspolitik aufgeben“

VON ALOYSIUS WIDMANN

Hans-Werner Sinn in der Wiener
Innenstadt. Die USA leben seit
langen Zeit über ihren Verhält-
nissen, sagt der Ökonom und warnt:
Das könne auf Dauer nicht gut
gehen. Caio Kauffmann
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Hans-Werner Sinn, Jahrgang 1948,
war bis 2016 Präsident des Münch-
ner ifo Instituts sowie Professor an
der Ludwig-Maximilians-Universität
München. Der bekannte deutsche
Ökonom und Autor zahlreicher
Bücher war auf Einladung der LGT
Bank Österreich in Wien.

‘‘Es muss ein politisches
Machtzentrum entste-
hen, das unabhängig von
den Nationalstaaten und
auch von der EU ist

‘‘Österreich sollte seine
Neutralitätspolitik auf-
geben, wie es auch die
nordischen Staaten ge-
tan haben


